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Neuordnung der W-Besoldung – Zum Stand der
Rechtsprechung 2016
Prof. Dr. Erik Gawel

Nach dem bahnbrechenden Urteil des BVerfG 2012 zur Pro-
fessorenbesoldung haben Bund und Länder zwischenzeitlich
Neuregelungen vorgelegt. Diese lassen nicht nur rechtspoli-
tisch, sondern auch verfassungsrechtlich weiterhin Fragen of-
fen, um deren Klärung zahlreiche anhängige Klagen bemüht
sind. Mittlerweile liegen von Instanzgerichten Entscheidungen
aus drei Bundesländern vor. Insbesondere das VG Gießen hat
in einem vom DHV unterstützten „Musterverfahren“ eine noch
nicht rechtskräftige, umfassende Auseinandersetzung mit der
Materie gewagt und alle Einwände gegen das neue Besol-
dungsrecht verworfen. Der Beitrag geht der Frage nach, wo die
Rechtsprechung zur Problematik derzeit steht und wie substan-
tiiert die bisher erstinstanzlich vorgelegten Rechtfertigungen
der neuen W-Besoldungsgesetzgebung ausfallen.

I. Aktueller Stand der Rechtsprechung

Bisher haben sich das VG Trier,1 das VG Würzburg2 und jüngst
das VG Gießen3 mit den Neuregelungen zur W-Besoldung4 in
der Folge des BVerfG-Urteils von 20125 befasst. Alle drei Kam-
mern sehen keine verfassungsrechtlichen Bedenken gegen die
neu gefassten Besoldungsgesetze der Länder und haben die Kla-
gen abgewiesen. Allerdings gehen die Auseinandersetzungen
wegen der grundsätzlichen Bedeutung der Materie absehbar in
die nächste Instanz. Während sich die Kammern in Trier und
Würzburg ausschließlich mit Konsumtionsfragen von Leis-
tungszulagen befasst haben, erörtert das VG Gießen sowohl die
Amtsangemessenheit der Grundbezüge für W2 als auch die Ver-
rechnung von Zulagen. Eine nähere Auseinandersetzung mit der
Gießener Entscheidung lohnt auch deshalb, weil sich das Ge-
richt besonders ausführlich äußert und zugleich die hessische
Neuregelung in besonderer Weise verfassungsrechtliche Pro-
bleme aufwirft.6 Nachfolgend wird das Gießener Urteil zu-
nächst mit Blick auf die alimentative Angemessenheit des (in
Hessen gestuften) Grundgehalts betrachtet (II.) und sodann in
Bezug auf die Konsumtion von Leistungszulagen (III.).

II. Besoldungsniveau des Grundgehalts: Problem
der Ämterrelation

Das VG Gießen führt zur amtsangemessenen Alimentation
durch das neue Stufenmodell der Grundbesoldung in Hessen
zunächst aus, W2 sei zulässigerweise an A15 „orientiert“.7 Da-
bei wird zwischen „grundsätzlicher Ausrichtung“ (1.) und
„konkreter Ausgestaltung (2.) unterschieden.

1. Grundsätzliche „Ausrichtung“ an A15

Soweit das VG Gießen ausführt, dass die Ämterrelation im We-
sentlichen eine politische Wertung darstelle und verfassungs-
rechtlich durch den (bei Systemänderungen besonders) weiten
Ermessensspielraum gedeckt sei, soweit nur (irgendein) Sach-
grund vorliege8, so verkennt dies dreierlei.

(1) Es werden sämtliche verfassungsrechtlichen Einordnungs-
überlegungen des BVerfG aus dem Urteil von 2012 ignoriert
und nicht zur Anwendung gebracht. Es trifft gerade nicht zu,
dass einer (Neu-) Bewertung von Ämtern durch den Besol-
dungsgesetzgeber nur irgendein nachvollziehbarer Sachgrund

zugrunde liegen müsse. Richtig ist vielmehr, dass die vom
BVerfG entwickelten, umfangreichen Einordnungsüberlegun-
gen beachtet werden müssen (dazu unten II.2). Diese aber hat
die Kammer weder herangezogen noch konkret geprüft. Der
(zutreffende) Hinweis der Kammer darauf, dass verfassungs-
rechtlich keine Identität der Besoldungen zwischen W2 und A
15 geschuldet sei,9 rechtfertigt unter Verweis auf legislatives
Besoldungsermessen keinesfalls jedwede Ungleichbehand-
lung, wie die Kammer irrigerweise anzunehmen scheint. Dass
im Übrigen ein Unterschied zwischen den Ämtern bestehe und
darauf auch grundsätzlich Besoldungsunterschiede gestützt
werden könnten, trifft zwar zu, trägt aber zur Klärung der kon-
kreten Frage einer amtsangemessenen Besoldung von W2 ge-
rade nichts bei, soweit die genaue Ausgestaltung der Unter-
schiede und ihre sachliche Rechtfertigung unter Verweis auf
„Ermessen“ oder angebliche Geringfügigkeit nicht näher ge-
prüft und gewürdigt werden. Dass sich schließlich ein verfas-
sungsrechtlich relevanter Unterschied zwischen A15 und W2
daraus ergebe, dass Professoren mehr Zeitautonomie hätten
und sich deshalb etwas in Nebentätigkeit dazuverdienen könn-
ten,10 soll vermutlich den Humor der Kammer unterstreichen,
trägt aber zu einer ernstzunehmenden verfassungsrechtlichen
Prüfung der Besoldungswertung des Gesetzgebers nichts bei.
Dass in diesem Zusammenhang einer vergleichenden Alimen-
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